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Bern, 25. Oktober 2012 
 
 
Vertrag zwischen der Schweizerischen Eidgenossenschaft und der 
Bundesrepublik Deutschland über die Auswirkungen des Betriebs des 
Flughafens Zürich auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland; Vernehmlassung 
 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
Im Rahmen der Vernehmlassung zum Staatsvertrag zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Schweiz über die Auswirkungen des Betriebs des Flughafens Zürich 
auf das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland haben Sie die Grüne Partei zur 
Stellungnahme eingeladen. Wir danken Ihnen für die Gelegenheit, uns zur genannten 
Vorlage äussern zu können. 
 
Die Grünen lehnen den Staatsvertrag ab. Der erläuternde Bericht für die Vernehmlassung 
ebenso wie der Entwurf der Anpassung des Objektblatts im Sachplanverfahren SIL vom 5. 
Oktober 2012 zeigen, dass der Staatsvertrag mit einer deutlichen Kapazitätserweiterung 
des Flughafens Zürich verknüpft wird. Ausserdem ist von einer grossflächigen Streuung 
von Fluglärm in bisher wenig oder unbelastete Gebiete auszugehen. Das widerspricht 
dem Ziel einer nachhaltigen Entwicklung. Das Ziel einer wirksamen Entlastung der 
südbadischen Gemeinden wird zudem verfehlt. Es ist im Moment noch offen, ob der 
Staatsvertrag im Deutschen Parlament eine Chance für eine Annahme hat. 
Aus klimapolitischen Gründen ist ein Wachstum der Luftfahrt generell abzulehnen. Statt 
einem Ausbau der Infrastruktur der Luftfahrt ist der Flugverkehr zu europäischen 
Destinationen in kurzer oder mittlerer Distanz auf die Bahn zu verlagern. 
 
Wir danken Ihnen für die Kenntnisnahme und stehen für Fragen gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüssen 

    
Regula Rytz       Urs Scheuss 
Co-Präsidentin      Fachsekretär 
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Antwort der Grünen Partei der Schweiz 

 

 
Einleitend 

Nachhaltige Entwicklung: Mit der „Stuttgarter Erklärung“ verlangten im November 2009 

politisch Verantwortliche aus Südbaden eine deutliche Verschärfung der 220. 

Durchführungsverordnung zur Luftverkehrsordnung (DVO) zum Schutz der Bevölkerung 

und des Tourismus in Südbaden vor Fluglärm aus der Abwicklung des Flugverkehrs auf 

den Flughafen Zürich. Der Bundesrat postuliert in seinem Luftfahrtpolitischen Bericht 

(LUPO) 2004 und im Sachplan Infrastruktur der Luftfahrt SIL (Teil IIIc , Objektblatt 

Flughafen Zürich) eine nachfrageorientierte Entwicklung der Stundenkapazität auf dem 

Flughafen Zürich, sofern dies mit den Grundsätzen der Nachhaltigkeit zu vereinbaren sei. 

Der Staatsvertrag führt in der Präambel das Ziel auf, dass Mensch, Natur und Umwelt 

möglichst umfassend gegen übermässige Auswirkungen des Luftverkehrs zu schützen 

sind. Eine Überprüfung des Inhalts des Staatsvertrags muss sich an den Zielen der 

Nachhaltigkeit ausrichten. 

Sicherheit: Der LUPO 2004 gibt der Sicherheit bei der Abwicklung des Flugverkehrs 

Priorität. In den Erläuterungen zum Staatsvertrag erscheint dieser Aspekt weniger 

deutlich. In verschiedenen Stellungnahmen wurde seitens des Bundesamtes für 

Zivilluftfahrt (BAZL) deutlich gemacht, dass die Sicherheit 1. Priorität habe, die Kapazität 

2. Priorität und die Lärmbelastung 3. Priorität. Es ist grundsätzlich richtig, dass der 

sicheren Abwicklung des Flugverkehrs 1. Priorität zugewiesen wird. Der Staatsvertrag, 

respektive seine Interpretation in den Erläuterungen, muss deshalb daran gemessen 

werden, ob das Prinzip des „safety first“ angewendet wird. 

 

Zu einzelnen Artikeln äussern wir uns in diesem Sinne wie folgt: 

 

Artikel 1: An- und Abflugverfahren zum und vom Flughafen Zürich 

Es stellt sich ganz grundsätzlich die Frage, wie weit eine Zeitfensterregelung eine bessere 

Lösung sein soll als ein Kontingent an Anflügen. Es zeichnet sich in der Luftfahrt der 

Trend ab, dass aus wirtschaftlichen Gründen Luftfahrtgesellschaften grössere Flugzeuge 

einsetzen und die Zahl der Flugbewegungen dadurch stagniert. Aus klimapolitischen 
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Gründen ist eine Verlagerung des Luftverkehrs bei kurzen und mittleren Strecken im 

europäischen Raum auf die Bahn anzustreben. Damit könnte eine erhebliche Zahl an 

Flugbewegungen vermieden werden. Ein Kontingent an Anflügen ist unter diesem 

Gesichtspunkt eine sinnvolle Rahmenbedingung und Ansporn, die Verlagerung auf die 

Bahn anzugehen. 

Die Änderung der Mindestflughöhen ist ein wesentlicher Grund, wieso dieser 

Staatsvertrag sowohl für die südbadische wie auch auf die schweizerische Seite des 

Hochrheins unbefriedigend ist. Insbesondere die reduzierte Einflughöhe nach 

Deutschland ermöglicht neue Abflugverfahren, auch wenn gemäss den Erläuterungen und 

dem Entwurf des Objektblattes im SIL im Moment keine konkreten Abflugverfahren 

absehbar sind. Eine neue Streuung des Fluglärms mit möglichen neuen Abflugverfahren 

über den Norden ist abzulehnen. 

In den Erläuterungen des Staatsvertrags und dem Entwurf des SIL-Objektblattes werden 

sowohl der gekrümmte Ost- wie auch neu ein gekrümmter Westanflug erwähnt. Im 

Staatsvertrag wird explizit die Möglichkeit eines gekrümmten Ostanfluges geregelt. 

Diese neuen Anflugverfahren sind aus Sicht der Flugsicherung höchst problematisch. Sie 

führen zu neuen Konflikten im Luftraum und streuen Fluglärm in bisher wenig oder gar 

nicht belastete Regionen. Diese sind darum abzulehnen, sowohl aus Sicherheitsgründen 

wie auch aus Gründen des Lärmschutzes. 

 

Artikel 2: Gemeinsame Bewirtschaftung des Luftraums 

Eine enge Zusammenarbeit der Deutschen Flugsicherung und skyguide ist zu 

befürworten. Dieser Grundsatz ist zu leben. Das Vorpreschen mit dem Entwurf des SIL-

Objektblattes lebt aber genau dieses Prinzip nicht und lässt Zweifel offen, wie ernst diese 

Absichtserklärung tatsächlich genommen wird. 

 

Schlussfolgerungen 

Der Staatsvertrag entspricht den Prinzipien der Nachhaltigkeit nicht. Fluglärm wird 

absehbar breitflächig gestreut, auch in bisher wenig oder gar nicht belastete Gebiete. Mit 

den Änderungen der Flughöhen nimmt die Planungssicherheit der kantonalen 

Raumplanung ab. Auch wenn damit die Immissionsgrenzwerte nicht überschritten 

werden, werden doch in vielen Gegenden die Planungswerte neu überschritten. Die Zahl 

der Flugbewegungen soll weiter zunehmen können, was aus klimapolitischen Gründen 

nicht akzeptabel ist. Ein zukunftsfähiger Staatsvertrag kann nur auf der Basis erstellt 

werden, dass die Stundenkapazität des Flughafens Zürich nicht erhöht wird und eine 

Verlagerung der kurzen und mittleren Strecken auf die Bahn erfolgt. 


